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LiviaLeu steht
aufdieBremse
RemoHess, Brüssel

EU Während die Briten vor-
wärtsmachen und ihren Streit
mit der EU beigelegt haben,
kommtdieSchweiznicht voran.
NacheinerweiterenGesprächs-
rundevonStaatssekretärinLivia
Leu in Brüssel bleibt alles beim
Alten.Willheissen:«DieZeit für
neue Verhandlungen ist noch
nicht reif»,wieLeu imAnschluss
an das Treffen sagte. Man habe
imvergangenen JahrbeiSondie-
rungsgesprächensämtlicheThe-
men des angestrebten neuen
bilateralen Pakets besprochen.
DazugehörennebenderWeiter-
entwicklungderMarktzugangs-
abkommen ein neues Stromab-
kommen, ein Gesundheitsab-
kommen und die verbindliche
TeilnahmeandenEU-Program-
men. Gleichwohl blieben aber
nochDifferenzen, so Leu.

Selbst das nächste Woche
stattfindende Treffen zwischen
Aussenminister Ignazio Cassis
mit Maros Sefcovic, dem Vize-
Präsidenten der EU-Kommis-
sion, konnte keinen zusätzli-
chen Schub verleihen. Eine lan-
ge erwartete Bilanz über die
Sondierungsgespräche, an der
man seit vergangenemNovem-
ber feilt, ist noch immer nicht
gezogen. Sie ist die letzte Etap-
pe, bevorbeideSeitendieArbei-
ten an einem neuen Verhand-
lungsmandat inAngriffnehmen
können, welches nach demAus
des institutionellenRahmenab-
kommens nötig ist.

Unbestritten ist, dassderan-
gestrebtePaketansatzeinegrös-
sere Verhandlungsmasse hat
und es dem Bundesrat theore-
tisch erleichtert, Konzessionen
in heiklen Punkten wie der Per-
sonenfreizügigkeit zuverkaufen.
Gleichzeitig tauchen aber neue
Probleme auf, wie die von der
EU geforderte Liberalisierung
des Strommarkts oder die soge-
nannte «Patientenfreizügig-
keit». Von der EU-Kommission
hiess es am Dienstag, dass ver-
schiedenePunktenochoffensei-
en.ManerwartevondenSchwei-
zern «einen hohenGrad anGe-
nauigkeit und Engagement»,
bevor man nächste Schritte an-
gehen könne. Offenbar sieht
mandiesebeidenVoraussetzung
momentanalsnichtgegebenan.
Am20. April wird Leu zu neuen
Gesprächen inBrüssel erwartet.

HärtereRegeln
fürMieter
Eigenbedarf Schweizer und
Schweizerinnen sind ein Volk
von Mietern. Ende 2021 waren
gemässBundesamt für Statistik
2,4 Millionen Haushalte Teil
einer Miet- oder Genossen-
schaftswohnung. Das sind 61
Prozent. Doch genau dieser
Mehrheit drohtnunUngemach:
DerNationalrathat amDienstag
zwei Vorstössen zugestimmt.

Erstens soll es für Eigentü-
mer künftig einfacher werden,
beiEigenbedarf eineKündigung
auszusprechenunddurchzuset-
zen. Zweitens sollen Missbräu-
che bei Untermiete möglichst
verhindertwerden. FürdieUm-
setzung dieser neuen Regeln
muss auch der Ständerat den
Anliegen zustimmen. (abi)

HättedasAttentatvonMorges
verhindertwerdenkönnen?
Bei der Bundesanwaltschaft fehlte es unterMichael Lauber an Personal und Fachwissen in der Abteilung Terror.

Henry Habegger

Versagte die Bundesanwalt-
schaft im Fall des Messerste-
chers, der im September 2020
vor einemKebab-Restaurant in
Morges VD einen Portugiesen
erstach?Der türkisch-schweize-
rische Doppelbürger soll «Al-
lahu akbar» gerufen haben, als
er den 29-Jährigen tötete. Das
Bundesstrafgericht verurteilte
den IS-Sympathisanten im De-
zember zu zwanzig JahrenHaft.

Die Frage ist, ob das Tö-
tungsdelikt hätte verhindert
werden können, wenn die Be-
hörden richtig«geschaltet»hät-
ten. Der Waadtländer Staatsrat
hatte der Aufsichtsbehörde
über die Bundesanwaltschaft
(AB-BA) systemische Mängel
bei der Bundesanwaltschaft ge-
meldet, undauchdieGeschäfts-
prüfungskommission (GPK)des
Bundesparlaments verlangte
eine Untersuchung. Das Resul-
tat liegt jetzt vor. Grob gesagt:

Die Bundesanwaltschaft war in
mehrfacher Hinsicht nicht gut
organisiert und nicht genügend
vorbereitet und ausgebildet. So
war die für Terror zuständige
Abteilungunterdotiert, undMit-
arbeitenden fehlte wichtiges
Fachwissen.

Bundesanwaltschaft
hättehandelnmüssen
ImFall des späterenMesserste-
chers vonMorgeshattedieBun-
desanwaltschaft nichts unter-
nommen, obwohl derMann zu-
vor verschiedentlich Auflagen
nicht eingehalten hatte, die er
nach der Entlassung aus der
Untersuchungshafthätteeinhal-
ten müssen. Er hatte 2019 ver-
sucht, eineTankstelle indieLuft
zu sprengen.

AufErsuchenderBundesan-
waltschaft wurde er nach dem
gescheitertenTankstellenatten-
tat aus der Untersuchungshaft
entlassen. Das Zwangsmass-
nahmengericht belegte ihn mit

strengenAuflagen.Diesehielt er
mehrmals nicht ein. Trotzdem
reagierte die Bundesanwalt-
schaft nicht. Der Bereich terro-
ristische Straftaten (Bereich T)
wurdebis 2019vommittlerwei-
le pensionierten Staatsanwalt
Carlo Bulletti geleitet.

Die AB-BA kommt nun zum
Schluss, dass die Freilassung
vertretbar war, dass aber «eine
Reaktion auf die Verstösse
gegen die Ersatzmassnahmen
erforderlich gewesen wäre».
Welche Massnahme bleibe of-
fen. «Man kann sich auch fra-
gen, ob sich die damaligeOrga-
nisation, insbesondere die ge-
ringeDotierung desBereichs T,
negativ aufdieBehandlungdie-
sesFalls ausgewirkt hat», sodie
Aufsichtsbehörde. 2020 arbei-
teten dort nur zwei Personen.

Die Vorfälle geschahen vor
der Amtszeit des heutigen Bun-
desanwalts Stefan Blättler. Das
heisst, noch inderAmtszeit von
MichaelLauberbeziehungswei-

se in der Übergangsphase nach
dessen Ausscheiden. Zu jener
Zeit leitetendiebeidenStellver-
treter Ruedi Montanari und
Jacques Rayroud die Behörde.
UnterBlättlerwurdederEtat im
Bereich Terror mittlerweile auf
520 Stellenprozente aufge-
stockt.DieAB-BA lässt offen, ob
das ausreicht.

FallderMesserstecherin
vonLugano inKritik
Die Aufsicht überprüfte auch
einen anderen Fall, nämlich die
Messerattacke auf zwei Frauen
am24.November2020 inLuga-
no.Eine30-jährigeFrauhatte in
einem Einkaufszentrum zwei
Frauen mit einem Messer ver-
letzt und sich auf den islami-
schen Staat berufen. Sie wurde
imvergangenenSeptembervom
Bundesstrafgericht zuneun Jah-
renHaft verurteilt.

Es zeigte sich, dass die BA
bereits zuvor einStrafverfahren
gegendieBeschuldigte geführt,

dieses aber 2018 mit einer
Nichtanhandnahmeverfügung
schubladisiert hatte. «Nach in-
haltlicherund formalerPrüfung
dieser Verfügung» kamdieAB-
BA zum Schluss, «dass diese
nicht ohneweiteres zu rechtfer-
tigenwar». Sowäre es laut Auf-
sicht nötig gewesen, den Sach-
verhalt zu klären. Die Aufsicht
fordert, dass solche «Stempel-
entscheide», die in Massenver-
fahrennochvorkommen, imBe-
reich Terror verbotenwerden.

Die AB-BA stellte zudem
fest, dass die BA zwar immer
mehr psychiatrische Gutachten
inAuftraggibt, dass ihr aberdas
Fachwissen fehlt, umdiesezu le-
sen und zu verstehen. Die BA
soll ihr Personal ermuntern,
Grundkenntnisse in forensi-
scher Psychiatrie zu erwerben.

Die Bundesanwaltschaft
unter StefanBlättler ist lautAuf-
sicht bereit, die Empfehlungen
umzusetzen, oder aber sie habe
sie bereits umgesetzt.

NeolehrerwünschenhöherePensen
Der neue Bildungsbericht zeigt: Etwa jeder zehnte Absolvent der PädagogischenHochschule ist unterbeschäftigt.

Kari Kälin

Lehrermangel, Lehrermangel,
Lehrermangel: So lautete der
Soundtrack in den Schweizer
Medien im letztenSommer.Das
Themadürftedieses Jahr erneut
Wellen werfen. Laut dem Bun-
desamt für Statistik muss die
Schweiz zwischen 2022 und
2031 allein auf der Primarstufe
43000 bis 47000 neue Lehr-
kräfte rekrutieren.Doch imglei-
chen Zeitraum werden voraus-
sichtlich nur 34000 Personen
an den Pädagogischen Hoch-
schulen (PH) die Primarlehrer-
ausbildung absolvieren. Kanto-
nebehelfen sich schon jetztmit
Notmassnahmen.

Der amDienstag erschiene-
ne neue Bildungsbericht ortet
im Kampf gegen den Lehrer-
mangel einbis jetzt kaumbeach-
tetes Potenzial – «zumindest
beimBerufseinstieg»,wie es im
Bericht heisst. Es geht um Fol-
gendes: Gemäss einer Befra-
gung des Bundesamtes für Sta-
tistik hätte etwa jeder zehnte
PH-Abgänger ein Jahr nach Er-
halt desDiplomsgerne ineinem
höheren Pensum gearbeitet.
StefanDenzler von der Schwei-
zerischen Koordinationsstelle
für Bildungsforschung rechnet
aufAnfragevor, dassdamit rund
70 bis 80 zusätzliche Vollzeit-
stellen besetzt werden könnten
–wenndenndiePensenoptimal
undnachdenWünschenderBe-
troffenen aufgeteilt würden.

Anita Sandmeier, Leiterin
Forschungsprofessur Personal-
entwicklung imSchulkontext an
der PädagogischenHochschule
Schwyz, vermutet strukturelle
Gründe für die teilweise Unter-
beschäftigung: «Viele, gerade
kleinere Schulen können nicht

immer ein Pensum anbieten,
das den Bedürfnissen der Be-
werberundBewerberinnenent-
spricht.» Das Potenzial, den
Lehrermangel zu lindern,wenn
PH-Abgänger ihr Wunschpen-
sumhabenkönnten, seiminim,
sagt sie.

Etwa die Hälfte der PH-Ab-
solventen stemmtnachStudien-
abschluss ein Vollzeitpensum.
Mehrere vonCHMediakontak-
tierte Experten berichten, dass
PH-VertreterdenStudienabgän-
gerndavonabratenwürden, 100
Prozent zu arbeiten – um sich
nicht zu überfordern. Thomas
Minder, Präsident des Verban-
desder Schweizer Schulleiterin-
nen und Schulleiter, sagt, viele
PH-Abgänger trautenes sichgar
nicht zu, ein Vollzeitpensum zu
stemmen. Denn sie würden
überall hören,wie strengund in-
tensivderLehrerberuf sei, gera-
de beimEinstieg.

«Viele Schulleitungen er-
muntern deshalb die Absolven-
ten, 100 Prozent zu arbeiten»,
sagtMinder.Erweist daraufhin,
dassdie SchulenNeolehrern im
Vergleich zu frühermehrUnter-
stützungsleistungen anbieten.

BefeuerndiePädagogischen
Hochschulen den Fachkräfte-
mangel noch, indem sie ihren
Lehrpersonen Teilzeitpensen
ansHerz legen?Zumindestnach
aussen verkünden sie das
Gegenteil. In einem Positions-
papier zumLehrermangelheisst
es, sie würden Absolventinnen
und Absolventen ermutigen,
beim Stellenantritt möglichst
grosse Pensen zu übernehmen.

Swissuniversities ist der
Dachverband der Schweizer
Hochschulen. Sprecherin Josefa
Haas sagt: «Die Kammer Päda-
gogische Hochschulen vertritt

klardieHaltung, dass es fürPH-
Absolvierende möglich ist, ein
100-Prozent-Pensum als Lehr-
person zu übernehmen. Dafür
werden sie ausgebildet und das
wird auch so kommuniziert.»

Grossekantonale
Unterschiede
Klar ist: Das Problem Lehrer-
mangel istnichtgelöst,wennalle
PH-Abgänger ihre Wunschpen-
sen erhalten. Rein rechnerisch
gesehengäbeeseinanderesund
frappant einfachesMittel, nach-
zulesenimBildungsbericht2018:
WenndieTeilzeit-Lehrpersonen
ihr Pensumdurchschnittlich um
10 Prozent aufstocken, wäre die
Mangellage in Schweizer Schul-
stubenbehoben.

Behördlich festgelegteMindest-
pensen, wie sie auch schon zur
Debatte standen, taugen laut
Stephan Huber, Professor und
Leiterdes Instituts fürBildungs-
managementundBildungsöko-
nomiederPädagogischenHoch-
schuleZug, abernicht: «Unsere
Befragungen im Rahmen des
www.schul-barometer.net legen
den Schluss nahe, dass in die-
sem Fall viele Lehrpersonen
ganz aus dem Beruf aussteigen
würden.»

Der neue Bildungsbericht
bestätigt derweil frappante
Unterschiede zwischen Kanto-
nen bezüglich Teilzeitpensen.
Im Tessin arbeiten fast 60 Pro-
zent der LehrpersonenVollzeit,
in Basel-Stadt nur etwas mehr

als 10Prozent. Schweizweit liegt
dermittlereBeschäftigungsgrad
bei rund 65 Prozent, etwa ein
Drittel des theoretischenPoten-
zials liegt brach. Ist Teilzeit im
pädagogischen Betrieb Fluch
oder Segen?

Bundesrat Guy Parmelin
wollte sich am Dienstag vor
den Medien zu dieser Frage
nicht auf die Äste hinauslassen.
Er hoffe, dass in den Kantonen
die nötigen Schlüsse aus den
Daten gezogen würden. Eine
Tatsache ist: Unterrichten ist
beliebt wegen guter Vereinbar-
keit von Beruf und Familie
dank Teilzeitpensen. Frauen
reduzieren ihr Pensum nach
derGeburt eines Kindes häufig
stark.

Der Lehrermangel bleibt auch in diesem Jahr ein Thema. Bild: Ennio Leanza/Keystone (Zürich, 22. August 2022)
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